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432. Bundesgesetz: Nationalfonds der Republik Österreich für Opfer des Nationalsozialismus

(NR: GP XIX IA 251/A AB 229 S. 40. BR: AB 5019 S. 601.)
433. Bundesgesetz: Änderung des Opferfürsorgegesetzes und des Bundesgesetzes betreffend Abän-

derung und Ergänzung des Kleinrentnergesetzes
(NR: GP XIX RV 180 AB 209 S. 40. BR: 5018 AB 5020 S. 601.)

432. Bundesgesetz über den Nationalfonds der Republik Österreich für Opfer des National-
sozialismus

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel I

§ 1. (1) Beim Nationalrat wird ein Fonds zur Erbringung v.on Leistungen an Opfer des Nationalso-
zialismus eingerichtet. Er trägt die Bezeichnung „Nationalfonds der Republik Österreich für Opfer des
Nationalsozialismus"

(2) Der Fonds hat das Ziel, die besondere Verantwortung gegenüber den Opfern des Nationalsozia-
lismus zum Ausdruck zu bringen.

(3) Der Fonds besitzt eigene Rechtspersönlichkeit und dient ausschließlich gemeinnützigen Zwek-
ken. Er ist von allen Abgaben befreit.

§ 2. (l) Der Fonds erbringt Leistungen an Personen,
1. die vom nationalsozialistischen Regime aus politischen Gründen, aus Gründen der Abstammung,

Religion, Nationalität, sexuellen Orientierung, auf Grund einer körperlichen oder geistigen Be-
hinderung oder auf Grund des Vorwurfes der sogenannten Asozialität verfolgt oder auf andere
Weise Opfer typisch nationalsozialistischen Unrechts geworden sind oder das Land verlassen ha-
ben, um einer solchen Verfolgung zu entgehen, und

2. die
a) am 13. März 1938 die österreichische Bundesbürgerschaft und einen Wohnsitz in Österreich

oder
b) bis zum 13. März 1938 durch etwa zehn Jahre hindurch ununterbrochen ihren Wohnsitz in

Österreich gehabt haben bzw in diesem Zeitraum als Kinder von solchen Personen in Öster-
reich geboren wurden oder

c) vor dem 13. März 1938 die österreichische Bundesbürgerschaft oder ihren zumindest etwa
zehnjährigen Wohnsitz verloren haben, weil sie wegen des unmittelbar bevorstehenden Ein-
marsches der Deutschen Wehrmacht das Land verlassen haben, oder

d) vor dem 9. Mai 1945 als Kinder von solchen Personen im Konzentrationslager oder unter
vergleichbaren Umständen auch in Österreich geboren worden sind.

(2) Leistungen werden insbesondere an Personen vergeben, die keine oder eine völlig unzureichende
Leistung erhielten, die in besonderer Weise der Hilfe bedürfen oder bei denen eine Unterstützung auf
Grund ihrer Lebenssituation gerechtfertigt erscheint.

(3) Der Fonds kann auch Projekte unterstützen, die Opfern des Nationalsozialismus zugute kommen,
der wissenschaftlichen Erforschung des Nationalsozialismus und des Schicksals seiner Opfer dienen, an
das nationalsozialistische Unrecht erinnern oder das Andenken an die Opfer wahren.

(4) Der Fonds erbringt einmalige oder wiederkehrende Geldleistungen. Nähere Vorschriften über
die Leistungen können in Richtlinien des Fonds erlassen werden.
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§ 3. (1) Organe des Fonds sind das Kuratorium (§ 4), das Komitee (§ 5) und der Generalsekretär
(§6).

(2) Der Fonds wird nach außen vom Vorsitzenden des Kuratoriums vertreten.
(3) Die Leistungen des Fonds erfolgen im Wege der Privatwirtschaftsverwaltung.
(4) (Verfassungsbestimmung) Die Verwaltung des Fonds wird unter Leitung des Präsidenten des

Nationalrates bei der Parlamentsdirektion geführt. Der Präsident des Nationalrates kann zur Verwaltung
des Fonds auch Bedienstete der Parlamentsdirektion heranziehen. Der Fonds kann die Abwicklung von
Leistungen, die von ihm zuerkannt werden, auch dem Bundesminister für Arbeit und Soziales übertragen.

§ 4. (Verfassungsbestinimung) (1) Das Kuratorium ist das oberste Organ des Fonds. Ihm obliegen
insbesondere:

l Die Erlassung der Geschäftsordnung des Fonds.
2. Die Erlassung der Richtlinien des Fonds über die Gewährung von Leistungen.
3. Die Beschlußfassung über die Finanzordnung.
4. Die Festlegung jener Leistungen, die durch das Komitee zu entscheiden sind.
5. Die Entscheidung über Leistungen, soweit diese nicht dem Komitee übertragen wird.
6. Die Beschlußfassung über die Veranlagung des Fondsvermögens.
7 Die Kontrolle über die widmungsgemäße Verwendung des Fondsvermögens.
8. Die Genehmigung des Rechnungsabschlusses.
(2) Dem Kuratorium gehören an:
1. Die Präsidenten des Nationalrates,
2. der Bundeskanzler, der Vizekanzler, der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten, der

Bundesminister für Arbeit und Soziales, der Bundesminister für Finanzen und der Bundesmini-
ster für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten (oder von diesen entsandte Vertreter aus dem
jeweiligen Ressort),

3. zwölf weitere Mitglieder, die vom Hauptausschuß des Nationalrates gewählt werden.
(3) Die vom Hauptausschuß zu wählenden Mitglieder sind dem Kreis der Mitglieder des Nationalra-

tes und des Bundesrates einschließlich früherer Mitglieder des Nationalrates und des Bundesrates, sonsti-
ger anerkannter Persönlichkeiten des öffentlichen, kulturellen und wissenschaftlichen Lebens Österreichs
sowie Vertretern der betroffenen Opfer zu entnehmen und werden für die Dauer einer Gesetzgebungspe-
riode gewählt. Sie bleiben bis zur Wahl neuer Mitglieder im Amt.

(4) Vorsitzender des Kuratoriums ist der Präsident des Nationalrates. Das Kuratorium wählt auf
Vorschlag des Vorsitzenden einen Stellvertreter des Vorsitzenden. Das Kuratorium faßt seine Beschlüsse
mit Zweidrittelmehrheit bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder.

(5) Das Kuratorium kann beschließen, zu einzelnen Entscheidungen Vertreter der betroffenen Opfer
oder andere Auskunftspersonen beizuziehen.

(6) Der Vorsitzende des Kuratoriums hat vor dem Beschluß von Richtlinien über die Gewährung
von Leistungen eine Stellungnahme des Bundesministers für Finanzen einzuholen.

(7.) Der Vorsitzende des Kuratoriums erstattet dem Hauptausschuß des Nationalrates über jedes Ge-
schäftsjahr einen Bericht.

§ 5. (Verfassungsbestimmung) ( l ) Dem Komitee gehören der Vorsitzende des Kuratoriums oder ein
von ihm bestellter Vertreter als Vorsitzender, ein weiteres vom Kuratorium bestelltes Mitglied als Stell-
vertreter des Vorsitzenden sowie drei weitere Mitglieder an, die vom Vorsitzenden des Kuratoriums mit
Zustimmung des Hauptausschusses des Nationalrates ernannt werden.

(2) Das Komitee entscheidet im Umfang seiner Ermächtigung (§ 4 Abs. l Z 4) über die Zuerken-
nung von Leistungen.

(3) Der Vorsitzende des Komitees (oder sein Stellvertreter) hat dem Kuratorium in jeder Kuratori-
umssitzung über die in der Zwischenzeit vom Komitee getroffenen Entscheidungen zu berichten.

§ 6. (1) Der Generalsekretär dient der Unterstützung des Vorsitzenden des Kuratoriums bei der
Verwaltung des Fonds und bereitet die Beschlüsse und Entscheidungen des Kuratoriums und des Komi-
tees vor.

(2) Der Generalsekretär wird vom Präsidenten des Nationalrates nach Beratung in der Präsidialkon-
ferenz des Nationalrates bestellt.
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(3) Der Generalsekretär hat auch die Aufgabe, die Verbindung zwischen Österreich und den im
Ausland lebenden Opfern des Nationalsozialismus zu pflegen.

§ 7. (1) Die Zuwendungen des Bundes an den Fonds erfolgen nach Maßgabe des jährlichen Bundes-
finanzgesetzes, wobei der Präsident des Nationalrates den Voranschlag auf Grund eines gemeinsamen
Vorschlages des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden des Kuratoriums erstellt und ihn
samt Anlagen und Erläuterungen dem Bundesminister für Finanzen übermittelt. Die Zuwendungen sind
dem Fonds in Teilbeträgen entsprechend dem tatsächlichen Bedarf zu überweisen.

(2) Es sind befreit
1. Leistungen des Fonds von der Einkommensteuer,
2. unentgeltliche Zuwendungen an den Fonds von der Erbschafts- und Schenkungssteuer,
3. die zur Durchführung der Aufgaben des Fonds erforderlichen Rechtsgeschäfte von den Rechtsge-

bühren.
§ 8. Dieses Bundesgesetz tritt am 27 April 1995 in Kraft.

Artikel II
Das Bundesfinanzgesetz 1995, BGBl. Nr. 283, wird geändert wie folgt:
1. Der Artikel VII wird geändert wie folgt:
Nach der Z 24 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 25 eingefügt:

„25. (Verfassungsbestimmung) Auf Vorschlag des Kuratoriums des Nationalfonds der Republik
Österreich für Opfer des Nationalsozialismus beim Voranschlagsansatz 1/02106 bis zur Höhe je-
nes Betrages, der zur Bedeckung der notwendigen Zuwendungen des Nationalrats an den Natio-
nalfonds der Republik Österreich für Opfer des Nationalsozialismus erforderlich ist."

2. Im Bundesvoranschlag (Anlage I) wird nach dem Titel 1/021 der Voranschlagsansatz
„1/02106/43 Förderungen" eingefügt.

Klestil

Vranitzky

433. Bundesgesetz, mit dem das Opferfürsorgegesetz und das Bundesgesetz betreffend
Abänderung und Ergänzung des Kleinrentnergesetzes geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.

Nr. 314/1994, wird wie folgt geändert:

l § l Abs. 2 erster Satz lautet:
„(2) Als Opfer der politischen Verfolgung im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Personen anzuse-

hen, die in der Zeit vom 6. März 1933 bis zum 9. Mai 1945 aus politischen Gründen, aus Gründen der
Abstammung, Religion, Nationalität oder auf Grund einer Behinderung durch Maßnahmen eines Gerich-
tes, einer Verwaltungs-(im besonderen einer Staatspolizei-)Behörde oder durch Eingriffe der NSDAP
einschließlich ihrer Gliederungen in erheblichem Ausmaß zu Schaden gekommen sind."

2. § 11 Abs. 2 lautet:
„(2) Opferrente gebührt Opfern, die Inhaber einer Amtsbescheinigung sind; sie ist in der Höhe der

für Beschädigte nach den Bestimmungen des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 in Betracht kom-
menden Grundrenten zu bemessen. Hat der Inhaber einer Amtsbescheinigung das 75. Lebensjahr vollen-
det, so wird zu seinen Gunsten vermutet, daß die verfolgungsbedingte Minderung der Erwerbsfähigkeit
30 vH beträgt. Zur Opferrente erhalten Opfer, die aus den Gründen des § l in Haft waren, vom Ersten des
Monats an, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden, eine Zulage von 498 S monatlich. An die Stelle
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dieses Betrages tritt mit Wirkung vom 1. Jänner 1996 und in der Folge vom 1. Jänner eines jeden Jahres
der unter Bedachtnahme auf § l la vervielfachte Betrag."

3. §11 Abs. 5 lautet:
„(5) Inhaber einer Amtsbescheinigung haben zur Sicherung des Lebensunterhaltes Anspruch auf

Unterhaltsrente, auf die das Einkommen gemäß Abs. 13 anzurechnen ist. Die Unterhaltsrente beträgt
monatlich für

a) anspruchsberechtigte Opfer................................................................................................. 10 579 S,
b) anspruchsberechtigte Hinterbliebene.................................................................................... 9 543 S,
c) anspruchsberechtigte Opfer, die verheiratet sind oder in Lebensgemeinschaft leben......... 13 642 S.

Die Einkommensgrenze ist grundsätzlich mit der Höhe der Unterhaltsrente identisch. Besitzt jedoch ein
alleinstehendes Opfer nach lit. a keinen Anspruch auf Opferrente, ist die Unterhaltsrente insoweit zu
leisten, als das Einkommen des Opfers die sich aus Abs. 7 zweiter Satz ergebende Einkommensgrenze
nicht erreicht. Abs. 7 letzter Satz ist in diesem Fall anzuwenden. Haben beide Ehegatten (Lebensge-
fährten) Anspruch auf Unterhaltsrente, gebührt Unterhaltsrente nach lit. c nur einem Ehegatten (Lebens-
gefährten). An die Stelle der angeführten Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1996 und in der
Folge mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen des
§ l la vervielfachten bzw erhöhten Beträge."

4. § 11 Abs. 7 erster Satz lautet:
„Witwen (Witwer), Lebensgefährtinnen (Lebensgefährten) und Waisen nach Opfern, die Inhaber ei-

ner Amtsbescheinigung waren oder nach Opfern, die, wenn sie noch am Leben wären, einen Anspruch
auf Ausstellung einer Amtsbescheinigung hätten, erhalten bei Bedürftigkeit eine. Beihilfe im Höchstaus-
maß des sich gemäß § 36 Abs. 2 zweiter Satz des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 ergebenden
Betrages."

5. § l la Abs. 3 lautet:
„(3) Die Anpassung ist in der Weise vorzunehmen, daß die im § 12a Abs. l angeführten Beträge mit

Wirkung vom 1. Jänner 1978, der im § 6 Z 5 angeführte Betrag mit Wirkung vom 1. Jänner 1991 und die
im § 11 Abs. 2 und 5 angeführten Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 1996 gemäß Abs. l und 2 zu ver-
vielfachen bzw zu erhöhen und auf volle Schillingbeträge zu runden sind. Mit Wirkung vom l. Jänner
der folgenden Jahre ist der Erhöhung der für das jeweils vorangegangene Jahr ermittelte Betrag zugrunde
zu legen."

6. § 12 Abs. l lautet:
„(1) Sofern Inhaber einer Amtsbescheinigung, eines Opferausweises oder Empfänger einer Renten-

fürsorgeleistung gemäß § 11 Abs. 6 oder 7 weder einer gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen
noch freiwillig krankenversichert sind oder sofern für sie nicht als Familienangehörige ein Anspruch auf
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung besteht, haben ihnen die Gebietskrankenkassen für ihre
Person alle gesetzlichen und satzungsmäßigen Leistungen für Pflichtversicherte zu gewähren."

7 § 12 Abs. 2 lautet:
„(2) Alle Träger der Krankenversicherung haben den Inhabern einer Amtsbescheinigung, eines Op-

ferausweises und Empfängern einer Rentenfürsorgeleistung gemäß § 1.1 Abs. 6 oder 7 die Leistungen in
dem Umfang zu gewähren, in dem sie einem bei der örtlich zuständigen Gebietskrankenkasse Pflichtver-
sicherten auf Grund des Gesetzes und der Satzung zustehen, sofern sie die Leistungen übersteigen, die
der zuständige Träger der Krankenversicherung nach den für ihn geltenden Vorschriften zu erbringen
hätte. Bei der Festsetzung der Bemessungsgrundlage für das Krankengeld ist bei Inhabern einer Amtsbe-
scheinigung von der in der Krankenversicherung geltenden Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. l
ASVG) auszugehen; sie erhöht sich jeweils um den gemäß § 125 Abs. 3 ASVG festzusetzenden Hundert-
satz. Hiebei ist von dem Höchstbetrag an Sonderzahlung auszugehen, der gemäß § 54 Abs. l ASVG für
die Berechnung der Sonderbeiträge in der Krankenversicherung heranzuziehen ist. Hinterbliebene (§ l
Abs. 3), die Inhaber einer Amtsbescheinigung sind, Inhaber eines Opferausweises und Personen, die eine
Rentenfürsorgeleistung gemäß § 11 Abs. 5 bis 7 beziehen, haben keinen Anspruch auf Krankengeld."

8. § 12 Abs. 3 lautet:
„(3) In berücksichtigungswürdigen Fällen kann der Bundesminister für Arbeit und Soziales für

Familienangehörige des Opfers die im Zweiten Teil des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes vorge-
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sehenen Leistungen für Familienangehörige (§ 123 ASVG) und freiwillig kranken versicherten Opfern
das Krankengeld gewähren."

9. § 12 Abs. 4 lautet:

„(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann nach Anhören der Opferfürsorgekommission
(§ 17) auf Ansuchen den Umfang und die Dauer der Heilfürsorge über die satzungsmäßigen Leistungen
der Träger der Krankenversicherung hinaus bewilligen, wenn nach ärztlichen Befunden und Gutachten
anzunehmen ist, daß durch diese Maßnahmen das erstrebte Ziel der Heilfürsorge erreicht werden kann."

10. Dem § 12 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales ist ermächtigt, die Ersatzbeträge in den Fällen des
Abs. l in Pauschbeträgen zu gewähren. Er setzt die Pauschbeträge nach Anhörung des Hauptverbandes
der österreichischen Sozialversicherungsträger im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
fest."

11. Nach dem § 17 und der Überschrift „Schluß- und Übergangsbestimmungen" wird folgender
§ 17a angefügt:

„§ 17a. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden."

12. § 18 Abs. 6 lautet:
„(6) Werden Anträge auf Zuerkennung einer Opferrente oder Unterhaltsrente gemäß § 11 Abs. 2

zweiter Satz und § 11 Abs. 5 vierter und fünfter Satz oder auf Rentenleistungen auf Grund einer infolge
einer Behinderung gesetzten Verfolgung im Sinne des § l Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 433/1995 bis zum 30. September 1995 eingebracht, sind die Rentenleistungen ab dem
Monat, in dem die Voraussetzungen vorliegen, frühestens jedoch ab 1. Jänner 1995, zu gewähren.
Bereits vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zuerkannte Unterhaltsrenten von Personen im Sinne
des § 11 Abs. 5 vierter Satz in der Fassung dieses Bundesgesetzes sind von Amts wegen zu erhöhen.

13. Dem § 18 wird folgender Abs. 7 angefügt:
„(7) Sofern Witwen (Witwern), Lebensgefährtinnen (Lebensgefährten) und Waisen bis zum

Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 433/1995 eine Beihilfe im Sinne des § 11 Abs. 7 im Wege
des Härteausgleiches zuerkannt wurde, besteht kein Rechtsanspruch auf eine neuerliche Entscheidung
gemäß § 11 Abs. 7 in der geltenden Fassung."

14. Der bisherige Abs. 6 des § 18 erhält die Bezeichnung „(8)"
15. § 19 lautet:
„§ 19. (1) Der Abs. 5 des § 11 und der Abs. 2 des § 11a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.

Nr. 17/1993 treten mit 1. Jänner 1993 in Kraft.
(2) § 6 Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit 1. Juli 1994 in Kraft.

(3) § l Abs. 2 erster Satz, § 11 Abs. 2, 5 und 7 erster Satz, § Ua Abs. 3, § 12 Abs. l, 2, 3, 4 und 6
sowie § 17a und § 18 Abs. 6,7 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 433/1995 treten mit
1.Jänner 1995 in Kraft."

Artikel II
Das Bundesgesetz betreffend Abänderung und Ergänzung des Kleinrentnergesetzes, BGBl.

Nr. 90/1955, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 482/1985, wird wie folgt geändert:
l § l Abs. 3 lautet:
„(3) Die mit Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales für das Jahr 1995 festgestell-

ten Beträge für Kleinrenten sind mit Wirkung vom 1. Jänner 1996 und in der Folge mit Wirkung vom
1. Jänner eines jeden Jahres jeweils mit dem Anpassungsfaktor des § 108f des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, zu vervielfachen. Die angepaßten Beträge sind auf volle
Schillingbeträge zu runden; dabei sind Beträge unter 50 Groschen zu vernachlässigen und Beträge von
50 Groschen an auf einen Schilling zu ergänzen."
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2. § l Abs. 4 lautet:
„(4) Die sich aus Abs. 3 ergebenden Beträge sind alljährlich durch Verordnung des Bundesministers

für Arbeit und Soziales festzustellen. Diese Verordnung kann auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden."
3. Dem § 8 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) § l Abs. 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 433/1995 tritt mit 1. Jänner 1996

in Kraft."

Klestil

Vranitzky


